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ZEITGESPRÄCH

Kommt die Energielücke?

Die energiepolitiscfie Diskussion hat in den letzten Monaten an Intensität gewonnen. 
Ausgehend von amerikanischen Befürchtungen wurden auch in Europa und der BRD 
Stimmen laut, die vor der Gefahr einer Energielücke warnten. Bestehen diese Befürch­

tungen zu Recht?

Die Alternative liegt im gemeinschaftlichen Handeln

Wilhelm Haferkamp, Brüssel

Die Energiepolitik gehört zu 
den prioritären Aufgaben der 

enweiterten Gemeinschaft. Die­
ser Auftrag, den die Staats- und 
Regierungschefs in Paris den 
Organen der Gemeinschaft er­
teilt haben, ist die politische 
Schlußfolgerung aus einer Ver­
sorgungslage, die eine tiefgrei­
fende und beunruhigende Wand­
lung erlebt hat. Der Auftrag ist 
aber auch dahin zu verstehen, 
daß endlich der Durchbruch zu 
gemeinschaftlichem  Handeln ge­
schehen soll. Er beruht auf der 
Einsicht, daß die vor uns liegen­
den Aufgaben mit nationalen 
Alleingängen nicht mehr zu be­
wältigen sind. Es ist erfreulich
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und hoffnungsvoll, dies von 
einem politischen Gremium be­
stätigt zu sehen, in welchem 
die beitretenden Staaten mit 
zum Teil bedeutendem energie- 
politischem Gewicht bereits ver­
treten waren.

Weltweite
Versorgungsprobleme

Die energiepolitische Diskus­
sion, die seit einem Jahr beson­
ders intensiv geführt wird, hat 
überdies zum ersten Mal deut­
lich gemacht, daß das Versor­
gungsproblem zunehmend welt­
weite Dimensionen hat Die Si­
tuation anderer großer Verbrau­
cherregionen zeigt Parallelen

auf. Gemeinsam ist allen, daß 
der Energieverbrauch rapide 
wächst In der Sechsergemein­
schaft vervierfacht er sich inner­
halb einer Generation, von 1960 
bis 1985, von 460 Mill. t SKE auf 
1,8 Mrd. t SKE.

63%  des Gesamtenergiebe­
darfs werden bereits heute von 
der Gemeinschaft eingeführt 
Beim Energieträger Erdöl be­
trägt die Abhängigkeit sogar 
96% . Gerade in diesem'Sektor 
wird das ganze Ausmaß der 
Veränderungen besonders deut­
lich. Stand schon 1971 fest, daß 
die Gemeinschaft im Krisenfall 
nicht mehr auf Lieferungen aus 
der westlichen Hemisphäre zu-
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rückgreifen kann, so hat sich 
diese Situation heute noch auf­
fälliger verändert. Die Vereinig­
ten Staaten w/erden ihre Rohöl­
einfuhren in den kommenden 
10 Jahren möglicherweise ver­
vierfachen und zum ersten Mal 
in eine bedeutendere Einfuhr­
abhängigkeit geraten. Sie wer­
den damit als Großimporteur 
neben die Gemeinschaft und 
Japan treten. Da sich 80 “/o der 
zur Zeit wirtschaftlich förderba­
ren Welterdölreserven außer­
halb Osteuropas und Chinas im 
Mittleren Osten und Afrika be­
finden, wird sich die Gesamt­
nachfrage auf diese Regionen 
konzentrieren. Daran ändern 
auch die Ölfunde In der Nordsee 
wenig. Sie könnten die Import­
abhängigkeit der Gemeinschaft 
in diesem Sektor am Ende die­
ses Jahrzehnts allenfalls um 
10%  senken.

Erdgas wird die Energiebilanz 
trotz noch steigender Anteile 
am Gesamtenergieverbrauch 
nicht nachhaltig verbessern, zu­
mal auch bei diesem Energie­
träger in steigendem Maße auf 
Einfuhren zurückgegriffen wird. 
Bleibt neben der Gemeinschafts­
kohle, deren Schwierigkeiten Im 
Wettbewerb zumindest zu einem 
relativen Bedeutungsrückgang 
führen werden, die Kernenergie. 
Nach dem Zweiten Hinweisen­
den Programm, welches die 
Kommission kürzlich dem Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß zu­
geleitet hat, sind bis 1985 eine 
installierte nukleare Leistung 
von 100 000 MW erforderlich, 
damit ein angemessener Teil 
der Stromerzeugung aus Kern­
energie bestritten werden kann. 
Sie würde dann 10%  des Pri­
märenergiebedarfs der Sechser­
gemeinschaft decken.

Großer Rückstand
der Gemeinschaft

Die Deckung der Energienach­
frage stellt große Anforderungen 
an die volkswirtschaftliche Lei­
stungskraft der Verbraucher­
länder. Angesichts der diesem 
Sektor eigenen Langfristigkeit

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Wilhelm Haferkamp, 49, Ist 
Vizepräsident der Kom­
mission der Europäischen 
Gemeinschaften in Brüs­
sel. Ihm unterstehen die  
Sachgebiete Energie und 
Überwachung der Sicher­
heit von Euratom, Binnen­
w irtschaft und Rechtsan- 
gleichung sowie die Eura­
tomversorgung. Bis 1967 
war er hAitgiied des Bun­
desvorstandes des Deut­
schen Gewerkschaftsbun­
des in  Düsseldorf.

Adolf Schmidt, 47, is t seit
1969 Vorsitzender der IG 
Bergbau und Energie. 
Seine Karriere begann er 
1951 als Sekretär bei der 
IG Bergbau und Energie; 
1965 wurde er In den Ge­
schäftsführenden Vorstand 
gewählt. Adolf Schmidt 
is t M itg lied  des Deutschen 
Bundestages. Im Ju li 1971 
wurde er zum Präsidenten 
des Internationalen Berg­
arbeiterverbandes gewählt.

Berthoid Harneit, 61, ge­
hört seit 1. 1. 1956 dem 
Vorstand der Esso-AG, 
Hamburg, an. Er war dort 
zuerst zuständig fü r den 
Aufbau des Petro-Chemle- 
Geschäftes, später w id­
mete er sich vorrangig 
dem Raffinerie-Sektor und 
der Forschung. 1963 über­
nahm er die Verantwor­
tung fü r Verkauf und Or­
ganisation. Seit 1965 Ist 
er stellvertretender Vor­
s itzer des Vorstandes.

der Investitionsentscheidungen 
muß schon heute gehandelt 
werden, um die Energieversor­
gung am Ende dieses Jahr­
zehnts und darüber hinaus zu 
sichern. Allein die Investitionen 
der Welterdöl Wirtschaft werden 
bis 1980 auf rund 500 Mrd. Dol­
lar geschätzt.

Mit den Investitionen wachsen 
die Standortprobleme. Hier wird 
besonders deutlich, daß die 
Gemeinschaft ohne eine Ge­
samtstrategie kostbare Jahre 
verlieren wird. Zahlen veran­
schaulichen die Größenordnung: 
Im Nuklearsektor bedeuten 
100 000 MW installierte Leistung 
80 Kernkraftwerke des größten 
bisher in Bau befindlichen Typs 
von 1250 MW. Die Versorgung 
der Gemeinschaft mit Erdölpro­
dukten erfordert bis 1985 ca. 
50 Raffinerien von je 10 Mill. t 
Rohöldurchsatz. Bisher gibt es 
in der Welt nur sehr wenige Raf­
finerien dieser Größenordnung.

Andere große Verbraucher­
regionen wie die Vereinigten 
Staaten und Japan haben schon 
gehandelt. Ihre umfassenden 
Versorgungsstrategien befinden 
sich bereits In der Anwendungs­
phase. Der besorgniserregende 
Rückstand der Gemeinschaft 
darf nicht noch größer werden. 
Der politische Wille, der sich 
auf der Gipfelkonferenz mani­
festiert hat, muß deshalb in 
Entscheidungen umgesetzt wer­
den.

Vorschlagskatalog 
der Kommission

Die Kommission der Europä­
ischen Gemeinschaften hat dem 
Ministerrat im Oktober eine 
Reihe von Dokumenten vorge­
legt. Eine Vorausschau der 
Energienachfrage für die Zeit­
räume bis 1975, 1980 und 1985, 
ein Hinweisendes Programm für 
den Kernenergiesektor und 
Orientierungen für die Energie­
träger öl und Gas sollen eine 
Hilfe für die notwendigen Inve­
stitionsentscheidungen abgeben. 
Ein Aktionskatalog „Notwendige
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Fortschritte auf dem Gebiet der 
gemeinsciiaftlichen Energiepoii- 
til<“ mit 46 Einzelal<tionen ent­
hält die Schlußfolgerungen, die 
die Kommission aus der Lage 
und den Tendenzen auf dem 
Energiesektor zieht. Diese Mit­
teilung der Kommission an den 
Rat aktualisiert und ergänzt das 
Kommissionsprogramm „Erste 
Orientierung“ aus dem Jahre 
1968.

Die neuen Akzente liegen im 
wesentlichen in folgenden Be­
reichen:

Der mit Recht einsetzenden 
großen Umweltschutzdiskussion 
muß ganz besonders im Ener­
giebereich Rechnung getragen 
werden. Der Vorschlagskatalog 
enthält eine Reihe von For­
schungsbemühungen, die eben­
falls in das umfassende Aktions­

programm „Umweltschutz“ auf­
genommen werden sollen, für 
dessen Verabschiedung bis Mitte 
1973 ein Auftrag der Gipfelkon­
ferenz vorliegt. Ohne verstärkte 
Eingriffe durch Gebots-, Ver­
botsnormen oder steuerliche 
Maßnahmen, deren Einsatz je 
nach dem Grad ihrer Wirksam­
keit zu erfolgen hat, ist eine 
rasche und wirksame Bewälti­
gung der Probleme nicht mehr 
denkbar. Ein solches Vorgehen 
dient auch den Eigenzielen der 
Energiepolitik. Erhebliche Ver­
spätungen, mit der manche not­
wendigen Investitionen durch­
geführt wurden, hätten vermie­
den werden können, wenn 
rechtzeitig alle ihre Auswirkun­
gen auf die Umwelt untersucht 
und entsprechende Mittel ein­
geplant worden wären oder

wenn der öffentlichen Hand das 
notwendige gesetzliche Instru­
mentarium zur Verfügung ge­
standen hätte.

Eine gemeinschaftliche Ein­
satzstrategie soll einer verant­
wortungsbewußten und wirt- 
sch^aftlichen Nutzung der Natur­
schätze dienen. Die freie Wahl 
des Verbrauchers hat dort 
Schranken, wo es um das Ge­
meinwohl geht. Daher sollten 
Energieträger nur dort verwen­
det — oder anderswo ihre Ver­
wendung erschwert bzw. ver­
teuert — werden, wo sie mit op­
timalem Nutzen für die Allge­
meinheit und unter besten Um­
weltbedingungen eingesetzt wer­
den können. Zur Energieerspar­
nis gehören aber beispiels­
weise auch Fragen der besse­
ren Wärmeisolierung und die

German Mark(eting)
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Verbesserung des Ausnutzungs­
grades. Hier bedarf es der 
raschen Umsetzung von For­
schungsanstrengungen in die 
wirtschaftliche Praxis. Ein inten­
siver Erfahrungsaustausch so­
wie eine Zusammenarbeit und 
Abstimmung mit den großen 
Verbraucherregionen der Welt 
ist Voraussetzung für einen 
durchschlagenden Erfolg der 
Energieersparnis, will der „Spa­
rende“ nicht risl<ieren, durch 
leichtsinniges Handeln anderer 
um die Früchte dieses Erfolges 
gebracht zu werden.

Besonderer Anstrengungen 
bedarf es in der Energiefor­
schung. Die Vereinigten Staa­
ten wenden hierfür allein in die­
sem Jahr rund 620 IVlill. $ an 
öffentlichen Mitteln auf. In der 
Gemeinschaft fehlt es selbst an 
ersten Schritten auf diesem Ge­
biet. Die Mitgliedstaaten infor­
mieren sich bisher weder aus­
reichend untereinander noch in­
formieren sie die Kommission 
regelmäßig über geplante oder 
in Angriff genommene For­
schungsarbeiten. Dieser Leer­
lauf ist unakzeptabel. Eine so­
fortige Bestandsaufnahme durch 
die Kommission soll hier erste 
Grundlagen schaffen für weitere 
Schritte. Zur Energieforschung 
gehört sowohl die Erforschung 
neuer Verfahren der Energie­
gewinnung als auch die Ent­
deckung und Nutzbarmachung 
neuer Energiequellen, wie z. B. 
die Kernfusion, die Kohleverga­
sung oder -Verflüssigung und 
die Gewinnung von flüssigen

Brennstoffen aus Ölschiefern 
und Teersanden. Auch hier muß 
die Möglichkeit einer Zusam­
menarbeit mit Drittländern ein­
gehend geprüft werden.

Kooperation — auch mit 
den Förderländern

Die erforderlichen Investitio­
nen setzen andererseits eine 
leistungsfähige Energiewlrt- 
schaftsstruktur in der Gemein­
schaft voraus. Nur Unternehmen, 
die im Wettbewerb auf dem 
Weltmarkt nicht benachteiligt 
sind, können sich auf die rasche 
Wandlung der Versorgungsbe­
dingungen voll einstellen. Nur 
dann ist eine echte Kooperation, 
die von der Gemeinschaft an­
gestrebt wird, wirklich möglich. 
Der bereits beim Rat liegende 
Vorschlag der Schaffung von 
„Gemeinsamen Unternehmen“ 
im Kohlewasserstoffbereich ist 
ein erster Schritt auf diesem 
Weg.

Auch die Frage der Standort­
politik von Kraftwerken, Raffi­
nerien und Pipelines bedarf 
dringend einer gemeinschaftli­
chen Konzeption, wenn wir nicht 
weitere Verspätungen der In­
dienststellung hinnehmen wol­
len. Dieses Konzept beginnt mit 
einer ausreichenden Information 
und muß sehr schnell zu einer 
Koordination auf Gemein­
schaftsebene führen.

Die Bemühungen um eine „in­
nere Versorgungsstruktur“ be­
dürfen der Ergänzung durch 
eine geeignete Außenpolitik der
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Gemeinschaft. Die im wesent­
lichen gleiche Interessenlage 
aller großen Verbraucherregio­
nen sollte ein Ansatzpunkt für 
eine weltweite Zusammenarbeit 
in allen Fragen der Versorgung 
sein. Diese Kooperation muß 
vor allem auch die Förderländer 
mit einbeziehen. Es liegt im bei­
derseitigen Interesse, die Er­
fahrungen. das Wissen und die 
Solidarität Europas in den 
Dienst der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung dieser 
Länder zu stellen. Eine solche 
Politik, die sich keinesfalls nur 
auf den Energiesektor beschrän­
ken sollte, kann einen wesent­
lichen Beitrag zur wirtschaftli­
chen und politischen Stabilität 
des Nahen Ostens und Afrikas 
leisten. Es wird höchste Zeit 
für die Gemeinschaft, sich auf 
einen gemeinsamen Nenner in 
diesen Fragen zu einigen.

Konicrete Schritte 
müssen folgen

Die neue Initiative der Kom­
mission umfaßt außer den auf­
gezeigten Hauptakzenten eine 
Reihe von Aktionen in den ein­
zelnen Energiesektoren. Dabei 
sollte nicht unerwähnt bleiben, 
daß die Kommission der Kohle 
einen wichtigen Platz in der 
Versorgungsstrategie des näch­
sten Jahrzehnts einräumt, und 
zwar insbesondere in den bei­
den wesentlichen Abnehmer­
bereichen Stahlindustrie und 
Stromwirtschaft.

Wertvolle Unterstützung hat 
die Kommission bereits durch 
das Europäische Parlament er­

K O N J U N I C T U R
V O N  M O R G E N

D e r vie rze h n tä gllch  erscheinend e K u rzb e rich t des H W W A  -  Institut fü r  W irts c h a fts ­
fo rs ch u n g  -  H a m b urg  üb e r die B in n e n - und W e ltk o n ju n k tu r und die! Rohstoffm ärkte

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H H A M B U R G
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halten. Der Ausschuß für Ener­
gie, Forschung und Atomfragen 
hatte sich unabhängig von der 
Kommission in einem Initiativ­
bericht mit der veränderten 
Lage der Energieversorgung 
befaßt. Die Debatte im Plenum 
wie auch die Entschließung des 
Parlaments, die sich im wesent­
lichen mit den Vorstellungen 
der Kommission deckt, zeigen

in sehr eindringlicher Weise, 
daß die Sensibilisierung der 
öffentlichen Meinung in dieser 
Frage begonnen hat.

Der allseits bekundete poli­
tische Wille muß allerdings ohne 
Aufschub zu konkreten Ergeb­
nissen führen. Versäumnisse 
von heute können morgen kaum 
noch aufgeholt werden. Die Ver­
sorgung der Gemeinschaft wird

sich in den nächsten 10 bis 
15 Jahren ohnehin schon er­
heblich schwieriger und auf­
wendiger gestalten als in der 
Vergangenheit. Ein Unterbleiben 
oder auch nur eine Verspätung 
der notwendigen gemeinschaft­
lichen Schritte könnte die 
Schlagzeilen über eine Energie­
lücke in ein aktuelleres Licht 
rücken.

Von der billigen zur sicheren Versorgung

Adolf Schmidt, Bochum

Daß die heutigen hochindu­
strialisierten Wirtschaften 

ohne eine ausreichende und 
langfristig gesicherte Energie­
versorgung nicht funktionieren 
können, ist eine Binsenwahrheit. 
Diese Aussage scheint so selbst­
verständlich, daß niemand dar­
über noch ein Wort verlieren 
will. Einen deutlichen Akzent 
bekommt dieser Satz aber erst 
dann, wenn es darum geht, not­
wendige Schlußfolgerungen zu 
ziehen und ihn auf die zukünf­
tigen Bedürfnisse auszurichten. 
Dann spätestens spürt man, daß 
in dieser Feststellung mehr Bri­
sanz steckt, daß weitaus grö­
ßere Aufgaben an alle Verant­
wortlichen gestellt werden, als 
es jemals in der Vergangenheit 
der Fall gewesen ist.

Zentrales 
wirtschaftspolitisches Thema

Es ist weder vermessen noch 
utopisch zu behaupten, daß die 
Energie ein zentrales Thema 
der zukünftigen Wirtschaftspoli­
tik werden wird. Einflußgrößen 
wie
□  ein nie gekanntes Wachstum 
des Sozialprodukts,

□  rapide steigende Bevölke­
rungszahlen,
□  eine erhebliche Steigerung 
des Energieverbrauchs in den 
Entwicklungsländern,
□  neue technologische Verfah­
ren und
□  eine allgemeine Hebung des 
Lebensstandards in allen Teilen 
der Welt
lassen erwarten, daß die Nach­
frage nach allen Formen der 
Energie unverhältnismäßig stär-' 
ker als in früheren Jahren an­
steigen wird.

Hieraus leitet sich die Frage 
ab, ob die Volkswirtschaften wie 
bisher auf eine lange Phase des 
Überangebots hoffen können, 
oder aber ob in Zukunft mit einer 
Verknappung oder gar Energie­
lücke gerechnet werden muß.

Was die langfristigen Per­
spektiven betrifft, so ist es unter 
den Sachverständigen unbestrit­
ten, daß der weltweite Primär- 
energieverbauch bis zum Jahre 
2000 auf rund 25 Mrd. t SKE 
(Steinkohleeinheiten) steigen 
wird. Ich beziehe mich deshalb 
auf diesen Zeitraum, weil bis 
zum Ende dieses Jahrhunderts

nur noch 27 Jahre liegen. Diese 
Zeitspanne will aber wenig be­
deuten, wenn über Entwicklun­
gen der Energieträger und ihrer 
Vorräte entschieden werden 
muß.

Gegenüber 1970 wird sich 
also weltweit der Energiever­
brauch verdreifachen. Ähnliche 
Entwicklungen lassen sich für 
die Bundesrepublik Deutschland 
und die übrigen Länder der 
Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft unterstellen.

Verdoppelung des 
EWG-Energiebedarfs bis 1985

Für die erweiterte Gemein­
schaft hat die EWG-Kommission 
Untersuchungen vorgelegt, nach 
denen allein bis zum Jahre 1985 
der Primärenergiebedarf auf 
2,4 Mrd. t SKE steigen wird. Das 
ist eine Verdoppelung gegen­
über 1970. Aus der Untersu­
chung geht weiter hervor, daß 
in den Ländern der bisherigen 
Gemeinschaft 75 %  des Bedarfs 
durch Kohle und Erdöl gedeckt 
werden müssen. In absoluten 
Zahlen bedeutet das eine 
Menge von 1,44 Mrd. t SKE. Es 
ist nicht auszuschließen, daß
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auch zu einem späteren Zeit- 
punl<t ein annähernd hoher An­
teil durch die beiden Energie­
träger gedeckt werden muß. Ob 
es gelingt, die erforderlichen 
Rohölmengen aus den traditio­
nellen Liefergebieten Nahost 
und Nordafrika beziehen zu 
können, ist in der Meinung der 
Sachverständigen umstritten.

Es soll nicht meine Aufgabe 
sein, an dieser Stelle durch um­
fangreiche Zahlenbeispiele Ent­
wicklungstendenzen in der Ener­
giestruktur aufzuzeigen. Den­
noch halte ich es für wichtig, 
auf einige Fakten hinzuweisen, 
die die Problematik auf den 
Energiemärkten deutlich machen.

Energieträgervorräte 
im Jahre 2000

Die Vereinten Nationen haben 
unlängst untersucht, welche Vor­

räte bei den einzelnen Energie­
trägern im Jahre 2000 noch zur 
Verfügung stehen. Nach dieser 
Untersuchung ergeben sich fol­
gende Trends: Gemessen an 
den im Jahre 1970 vorhandenen 
Reserven sind im Jahre 2000 
das Erdöl zu 87®/o, das Erdgas 
zu 7 3 %  und die Kohle zu 2 %  
aufgebraucht. Die Untersu­
chung kommt weiter zu dem 
Ergebnis, daß im Jahre 2000 
nur noch zwei Energieträger in 
ausreichender Menge zur Ver­
fügung stehen, nämlich Kohle 
und Kernenergie: letztere je­
doch nur dann,, wenn es ge­
lingt, die schnellen Brüter ab 
1985 wirtschaftlich einzusetzen.

Was die Kohle betrifft, so ver­
fügt sie über die umfangreich­
sten und größten Lagerstätten 
und Vorräte. Nach der Unter­
suchung der UNO werden im 
Jahre 2000 erst 2 %  der Vorräte

aufgebraucht sein. Aus der jetzi­
gen Sicht wird die Kohle jedoch 
keine nennenswerten Steige­
rungsraten im Verbrauch erfah­
ren. Es ist aber fest damit zu 
rechnen, daß in langfristiger 
Perspektive die Kohle ihren An­
teil an der Deckung des Ener­
giebedarfs erhöhen muß.

Die Deckung der steigenden 
Primärenergienachfrage wird 
sich vorerst auf Erdöl und Erd­
gas konzentrieren. Wenn man 
unterstellt, daß die jährliche 
ErdÖlverbrauchszunahme bei 
7 .5 %  liegen wird, dann ist um 
die Jahrhundertwende die Ver­
fügbarkeit des Rohöls in Frage 
gestellt. Spätestens zu diesem 
Zeitpunkt wird durch die einge­
tretene Verknappung die Kohle­
hydrierung wirtschaftlich inter­
essant sein, ohne daß umwäl­
zende technologische Verfahren 
notwendig wären.

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

Neuerscheinung

Dietmar Hauboid

DIREKTINVESTITIONEN UND 
ZAHLUNGSBILANZ

Die Diskussion um die Wirkungen von Direktinvestitionen auf die Zah­
lungsbilanz ist nicht nur in den USA, sondern auch in der Bundesrepu­
blik äußerst kontrovers. Die vorliegende Studie analysiert daher anhand 
empirisch aufbereiteten Materials, das über die Zahlungsbilanzstatistik 
weit hinausreicht, die Effekte, die die amerikanischen Direktinvestitionen 
in der verarbeitenden Industrie Westeuropas auf die Zahlungsbilanz des 
Gläubigerlandes erzielt haben. Das immer wieder vorgebrachte Argu­
ment, die Wirtschaftspolitik könne allein durch die Beeinflussung der 
privaten Kapitalexporte einen dauerhaften Zahlungsbilanzausgleich her­
beiführen, wird in dieser Studie nachdrücklich widerlegt.

Großoktav, 326 Seiten, 1972, brosch. DM 42,60
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Daneben muß auch der mittel­
fristig zu erwartenden Preisent­
wicklung Beachtung geschenkt 
werden. Allein in der westlichen 
Welt sind zwischen 400 und 500 
Mrd. $ Investitionen in der Mine­
ralölwirtschaft notwendig, die 
zweifellos zum größten Teil über 
den Preis finanziert werden 
müssen.

Wettlauf um Rohöllieferungen

Außerdem dürfen die ameri­
kanischen Marktentwicklungen 
nicht übersehen werden. Zur 
Deckung seines rapide steigen­
den Bedarfs wird Amerika auf 
Rohöllieferungen aus dem 
Nahen Osten und aus Nord­
afrika zurückgreifen müssen, 
was unter Umständen schon 
nach 1975 zu einem Wettlauf 
zwischen Westeuropa und Ame­
rika nach Rohöllieferungen füh­
ren und Knappheitslagen her­
vorrufen kann.

Das Erdgas wird nach anfäng­
lich steigenden Verbrauchszu­
wächsen nur dann die erhoffte 
Rolle spielen können, wenn er­
hebliche neue Gaslagerstätten 
gefunden werden. Nach dem 
jetzigen Stand der Kenntnis 
sind diese Möglichkeiten be­
grenzt.

Es ist bislang zweifelhaft, ob 
die Kernenergie die ihr zuge­
wiesene Rolle in der Strom­
erzeugung übernehmen kann. 
Im Bereich der EWG war für
1970 eine Kernkraftwerkskapa­
zität von 4000 MW mit einer 
Stromerzeugung von 28 TWh ge­
plant. Tatsächlich werden nur 
3200 MW mit einer Erzeugung 
von 15 TWh gebaut. Ähnlich 
verlief die Entwicklung in den 
USA und in Großbritannien. Die 
Stromerzeugung auf Kernener­
giebasis wird erst dann eine 
zunehmende Bedeutung haben, 
wenn es gelingt, die schnellen 
Brüter einzusetzen.

Energiepoiitische Grundsätze

Bei den geschilderten Sach­
verhalten und den daraus zu 
ziehenden praktischen Konse­

quenzen gehe ich zusammen­
fassend von folgenden Grund­
sätzen aus:

□  Die Volkswirtschaften in 
allen Ländern der Welt werden 
einen kumulativen Verbrauch an 
Energien unterstellen müssen.

□  Für die deutsche Wirtschaft 
schließen die tatsächlichen Ge­
gebenheiten und Entwicklungen 
auf den Weltmärkten eine ein­
seitige Versorgung aus dem 
Ausland aus.

□  Das Prinzip der billigen Ver­
sorgung wird in einem immer 
stärkeren Maße durch die Be­
deutung der sicheren Versor­
gung verdrängt.

□  Wirtschaft und Wirtschafts­
politik müssen langfristig hei­
mische Lagerstätten zur Verfü­
gung haben, d. h. in erster Linie 
Steinkohlelagerstätten.

Neue staatliche 
Zuständigkeiten schaffen

Die Realisierung dieser Grund­
sätze und ihre Übertragung auf 
die Politik verlangt eine Abkehr 
von. der bisherigen bequemen 
Auffassung: es wird schon alles 
gut gehen, weil es in der Ver­
gangenheit auch mehr oder we­
niger gut funktioniert hat. Sie 
verlangt weiterhin, daß der 
Energiemarkt nicht ausschließ­
lich marktwirtschaftlichen Me­
chanismen mit ihrem ruinösen 
Verdrängungswettbewerb unter­
worfen bleibt, und sie verlangt 
schließlich und zuletzt, daß der 
„Prozeß der schöpferischen Zer­
störung“, von dem die deutsche 
Kohle betroffen war, beendet 
wird.

An die Stelle dieser überhol­
ten Kriterien wird die Energie­
politik Orientierungshilfen ge­
ben und — falls notwendig -  
klare Daten setzen müssen. 
Eine realistische Energiepolltlk 
muß zukunftsorientiert sein. Sie 
wird eine Aussage darüber ma­
chen müssen, wie der wach­
sende Energiebedarf gedeckt 
werden kann und welche Anteile

die einzelnen Energieträger zur 
Deckung des Energiebedarfs er­
halten sollen.

Für die Steinkohle würde das 
eine Förderfixierung und damit 
eine Festschreibung einer Kon­
solidierungslinie für einen Zeit­
raum von mindestens 10 Jahren 
bedeuten. Die Erfahrungen ha­
ben gelehrt, daß nur bei diesen 
Voraussetzungen Organisations­
struktur, Technik und Beleg­
schaft optimal auf dieses Ziel 
ausgerichtet werden können. 
Allein auf dieser neuen Grund­
lage können Produzenten und 
Verbraucher, aber auch und ins­
besondere die Arbeitnehmer im 
Steinkohlenbergbau langfristig 
wirkende Maßnahmen planen 
und einleiten bzw. ihre Bereit­
schaft motivieren, im Bergbau 
zu arbeiten.

Ein erster und entscheidender 
Schritt zur Realisierung jener 
Energiepolitik ist die Schaffung 
neuer staatlicher Zuständigkei­
ten. Die Bundesrepublik muß — 
wie andere Staaten auch — ent­
weder ein Energie- und Roh­
stoffministerium oder aber einen 
Energieboard einrichten. Nur 
dann können die energiewirt­
schaftlichen Zukunftsaufgaben 
optimal gelöst werden. Dieser 
obersten Bundesbehörde ist ein 
Gremium zuzuordnen, in dem 
Produzenten, Verbraucher und 
Arbeitnehmer vertreten sind und 
das die Behörde bei beabsich­
tigten Maßnahmen und Ent­
scheidungen im Energie- und 
Rohstoffsektor berät und unter­
stützt.

Bedeutung 
der deutschen Steinkohle

Unabhängig von der Schaf­
fung eines Ministeriums oder 
Boards ergibt sich die beson­
dere Dringlichkeit, Klarheit über 
die Zukunft und damit über die 
Bedeutung der deutschen Stein­
kohle zu gewinnen. Obwohl der 
Anteil der Steinkohle am Pri­
märenergieverbrauch nur noch 
27 %  beträgt, ist er immer noch 
neben dem Erdöl der zweite
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wichtige Energieträger. Im Ver­
laufe der letzten Jahre hat sich 
gezeigt, daß pral<tisch zwei Ver­
brauchsbereiche als Hauptab­
nehmer in Frage l<ommen.

Die Eisen- und Stahlindustrie 
und die Eiel<trizitätswirtschaft 
verbrauchen 75 °/o des gesamten 
Steinkohlenabsatzes. In diesen 
Bereichen liegen auch die Ab­
satzchancen für die Zukunft. 
Vor allem die Stahlindustrie 
wird trotz Anwendung neuer 
Technologien nicht auf den Ein­
satz von Koks verzichten kön­
nen. Hier wird es aber die Auf­
gabe der Energiepolitik sein 
müssen, unter Abwägung der 
Förderkosten einerseits und der 
Wettbewerbssituation der deut­
schen Stahlindustrie und der 
Stahlindustrie der EWG ande­
rerseits für einen langfristigen 
finanziellen Rahmen zu sorgen, 
der beiden Beteiligten gerecht 
wird.

In der Stromwirtschaft spielt 
die Sicherlieit der Versorgung 
eine besondere Rolle. Hier 
konnte die Steinkohle seit Jah­
ren einen stabilen Absatz ver­
zeichnen, der 1971 bei knapp 
39 Miii. t einschließlich Importe 
lag. Die finanziellen Hilfen der 
öffentlichen Hand haben zwei­
fellos eine stabilisierende Wir­
kung auf den Absatz ausgeübt. 
Angesichts der überproportio­
nalen Zuwachsraten im Strom­
verbrauch werden auch künftig 
neue Kraftwerkskapazitäten auf 
Steinkohlebasis gebaut werden 
müssen. In die Planungsent­
scheidungen darüber, ob ein 
Kohle- oder ein Ölkraftwerk er­
richtet werden soll, sollte im 
Rahmen der neuen Energiepoli­
tik die öffentliche Hand Einfluß 
nehmen. Dabei sollte konkret 
darüber nachgedacht werden, 
ob nicht ein Energiesicherungs-

I Der Inlandsauflage dieser Aus­
gabe lieg t ein Prospekt der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung  
bei.

gesetz den notwendigen Aus­
gleich • der unterschiedlich ge­
lagerten Interessen herbeiführen 
muß.

Neben diesen beiden Berei­
chen wird die Kohle auf lange 
Sicht als Rohstoff für den che­
mischen Bereich und als Aus- 
gangsprodukt für die Verflüssi­
gung und Vergasung Bedeutung 
erhalten. Deshalb muß in Zu­
sammenarbeit zwischen Bund, 
Ländern und Forschungsinstitu­
ten ein Forschungsprogramm 
aufgestellt werden, das mit ge­
nügender finanzieller Ausstat­
tung intensive Forschungsarbei­
ten in Gang setzt.

Notwendige Maßnahmen 
für den Bergbau

Der deutsche Steinkohlen­
bergbau steht unter dem Zwang 
zu rationalisieren, um seinen 
eigenen Beitrag zu einer dauer­
haften Konsolidierung zu lei­
sten. In seinen Bemühungen 
um Verbesserung der Kosten­
situation ist er durch die hohen 
Altlasten benachteiligt. Im Rah­
men der neuen Energiepolitik 
ist darüber zu entscheiden, von 
welchen Altlasten der Bergbau 
befreit werden kann.

Bei der Aufstellung des Ener­
gieprogramms ist schließlich 
eine flexiblere Handhabung der 
handelspolitischen Instrumenta­
rien wie z. B. des Zollkontin­
gentgesetzes und des Außen­
wirtschaftsgesetzes anzustreben. 
Daneben sollte die Schaffung 
einer Energieeinfuhrstelle ge­
prüft werden, die im Rahmen 
der Energiepolitik der Bundes­
regierung für die Abwicklung 
und Steuerung aller Energie­
importe zuständig ist.

Die zukünftige Rolle des deut­
schen Steinkohlenbergbaus bei 
der langfristigen Energieversor­
gung verlangt eine ausreichende 
und vor allem qualifizierte Be­
legschaft. Die Bereitschaft des 
deutschen Arbeitnehmers, lang­
fristig im Bergbaubereich zu 
arbeiten, wird nur dann aktuell,

wenn die Wirtschaftspolitik deut­
liche Zeichen setzt, indem sie 
die positiven Elemente dieser 
Bereiche für die Versorgung der 
Wirtschaft bewußt macht.

Positive Daten 
für die Bergleute setzen

Wenn der deutsche Bergbau 
.seiner Rolle bei der Bedarfs­
deckung gerecht wird, muß er 
nach modernsten technischen 
Methoden und Arbeitsverfahren 
geführt werden. Dazu sind ge­
zielte Investitionen für Rationa­
lisierung und Modernisierung 
erforderlich. Diese Investitions­
tätigkeiten werden über ihre 
eigentliche Zweckbestimmung 
hinaus positive Daten für den 
Arbeitnehmer setzen.

Der Anteil der schweren kör­
perlichen Arbeit im Bergbau ist 
nach wie vor sehr hoch. Die 
Verbesserung der Arbeitsbedin­
gungen erfordert nicht nur lau­
fende Investitionen für die Me­
chanisierung und Automation. 
Mechanisierungs- und Automa- 
tionsprozesse sind aber auch 
nicht unproblematisch, denn 
Lärm- und Staubbelastung ent­
stehen in dem Maße, in dem 
der Mechanisierungs- und Auto­
mationsgrad steigt. Offensicht­
lich stehen die Erkenntnisse der 
Lärm- und Staubbekämpfung in 
keinem rechten Verhältnis zum 
technischen Fortschritt.

An anderer Stelle ist schon 
darauf hingewiesen worden, daß 
die deutsche Wirtschaft bei der 
Verwirklichung ihrer Rohstoff­
politik auf den Bergmann nicht 
verzichten kann. Das setzt aber 
voraus, daß diese Tätigkeit nicht 
wie in früheren Jahren durch 
äußere Ereignisse und zwangs­
läufige Entwicklungen zu einem 
diskriminierenden Beruf verteu­
felt wird. Die Bereitschaft, im 
Bergbau zu bleiben, und die Be­
reitschaft, einen Arbeitsplatz im 
Bergbau neu zu übernehmen, 
muß über den Bereich der Tarif­
politik hinaus eine öffentliche 
Anerkennung finden.
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Ausreichende Energie nur zu höheren Preisen

Berthoid Harneit, Hamburg

Die Furcht vor einer Energie­
lücke ist nicht neu, und der 

langjährige Beobachter des inter­
nationalen Energiemarktes fühlt 
sich angesichts der gegenwärtig 
wieder auflebenden Diskussion 
unversehens um 20 oder 40 
Jahre zurückversetzt. In den 
50er Jahren wurden besonders 
in Europa Regierungen und 
Energieindustrie eindringlich 
aufgefordert, sofort umfassende 
Aktionen zur Erhöhung des 
Energieangebotes in die Wege 
zu leiten, um die damals be­
fürchtete unmittelbar drohende 
Energielücke zu schließen. Und 
Ende der 20er/Anfang der 30er 
Jahre erwartete man in den USA 
eine Erschöpfung der heimischen 
Erdölvorkommen in den 40er 
Jahren.

Diskussion in den USA

Damals konnte jeweils eine 
ernsthafte Verknappung an Ener­
gie vermieden werden. In bei­
den Fällen ist es vor allem der 
Ölindustrie gelungen, rechtzeitig 
neue Vorkommen sowohl an Erd­
öl als auch an Erdgas zu er­
schließen. Sie führten sogar zu 
einem Überschuß an Energie, der 
in erster Linie in Europa den 
Energiemarkt der 60er geprägt 
hat. Es ist jedoch fraglich, ob 
die zur Zeit diskutierte, von 
manchen für die Zukunft be­
fürchtete Energielücke wieder 
so reibungslos überbrückt wer­
den kann. Die gegenwärtige 
Diskussion über eine neue Ener­
gielücke geht vor allem von den 
USA aus, die sich für die kom­
menden Jahre zum ersten Mal

vor einer Situation sehen, in der 
sie in großem iVlaße Energie im­
portieren müssen, besonders 
Erdöl und Erdgas. Auch werden 
einzelne Sektoren als besonders 
gefährdet angesehen, wie z B. 
die Kraftwerke.

Von dieser Situation in den 
USA ausgehend erhebt sich die 
Frage, ob es, veranlaßt durch 
das Auftreten der USA als Käu­
fer auf dem Weltenergiemarkt, 
zu einer internationalen Energie­
lücke kommen muß, ob der Pri­
märenergieverbrauch der Welt 
das Weltangebot an Primärener­
gie in den 70er Jahren über­
steigen wird, oder ob nur ein­
zelne Energieträger — also Kohle 
oder Mineralöl, Erdgas öder 
Kernenergie — die erwarteten 
Verbrauchsmengen nicht bereit­
stellen können. Damit zusam­
menhängend kann die Frage 
auch lauten, ob unabhängig vom 
gesamten Primärenergieangebot 
in einzelnen Verbrauchssektoren 
eine Unterdeckung zu befürch­
ten ist, z. B. ungenügendes 
Stromangebot für den Bedarf 
der Haushalte öder zu wenig 
Kraftstoffe für den Straßenver­
kehr.

Trendentwicklung 
des Energieverbrauchs

Ziel der folgenden Ausführun­
gen ist es, festzustellen, ob im 
Rahmen der bisher üblichen 
Energieprognose die Ölindustrie 
die in sie gesetzten Erwartungen 
weltweit erfüllen und ob der 
vorausgeschätzte Mineralölbe­
darf durch ein entsprechendes 
Angebot gedeckt werden kann.

In Tabelle 1 ist die Trendent­
wicklung des Primärenergiever­
brauchs der Welt bis zum Jahre 
2000 dargestellt. Er wird in den 
nächsten 30 Jahren von mehr 
als 7 (1970) auf 23 Mrd. t SKE 
(2000), d.h. durchschnittlich um 
rd. 4°/o jährlich wachsen. Bel 
den einzelnen Energieträgern 
gibt es in der künftigen Entwick­
lung allerdings einige nicht un­
wesentliche Unterschiede:

Während die festen Brenn­
stoffe und langfristig auch das 
Erdgas voraussichtlich einen un­
terdurchschnittlichen Verbrauchs­
zuwachs aufweisen werden, wird 
die Steigerungsrate bei Mineral­
öl knapp über dem Trend der 
gesamten Energienachfrage lie­
gen. Die Kernenergie als letzter 
Newcomer im Angebot zeigt da­
gegen eine wahrhaft stürmische 
Entwicklung. Aufgrund dieser 
Entwicklungslinien verschieben 
sich gegenüber den 50er und 
60er Jahren die Anteile der ein­
zelnen Energieträger am ge­
samten Primärenergieverbrauch 
in Zukunft beträchtlich.

Der vorausgeschätzte kumu­
lierte Verbrauch an Mineralöl 
zwischen 1970 und dem Jahre 
2000 beläuft sich nach dieser 
Prognose auf etwa 194 Mrd. t 
SKE oder 141 Mrd. t Öl (vgl. 
Tabelle 2) -  das ist etwa das 
Tausendfache des diesjährigen 
Mineralölkonsums der BRD, des 
viertgrößten Ölverbrauchers der 
Welt. Allein für die 70er Jahre 
wird mit einer Verdoppelung des 
Ölbedarfs der 60er Jahre ge­
rechnet. Der Verbrauch der 70er 
und 80er Jahre zusammen ergibt
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bereits 76 Mrd. t öl. Wenn wir 
diesen benötigten l\^engen zum 
Vergleich die Anfang 1972 aus­
gewiesenen bestätigten öl reser­
ven in Höhe von 85 Mrd. t ö l 
gegenüberstellen, so ergibt sich 
noch eine leichte Oberdeckung 
des Bedarfs durch die Reserven. 
Aber schon im nächsten Jahr­
zehnt, in den 90er Jahren, mit 
einem weiteren Mineralölver­
brauch von 65 Mrd. t, scheinen 
die Reserven nicht mehr auszu­
reichen.

Zukünftiger 
IVlineraiölbedarf gedeckt

In diesem Zusammenhang sind 
zwei wesentliche Ergänzungen 
notwendig:

□  Die Mineralölgesellschaften 
haben aus technischen und wirt­
schaftlichen Gründen ihre welt­
weite Explorationstätigkeit in der 
Vergangenheit nur so weit vor­
angetrieben, wie es zur Aufrecht­
erhaltung eines vernünftigen 
Verhältnisses zwischen bestätig­
ten — d. h. zu jeweils gegen­
wärtigen Kosten und beim je­
weiligen Stand der Technik för­
derbaren — Reserven und Pro­
duktion erforderlich war. Ähn­
liche Verhaltensweisen sind 
überall im Bergbau zu finden.

In der Mineralölwirtschaft hat 
sich in der Vergangenheit das 
Verhältnis von Reserven zu Pro­
duktion nahezu gleich gehalten, 
d. h. mit der Steigerung der 
Mineralölförderung zur Deckung 
des höheren Bedarfs sind die 
bestätigten Reserven relativ 
ebenso stark gestiegen. (Bei­
spielsweise betrug seit 1960 die 
Reichweite der nachgewiesenen 
Rohölreserven zum Jahresende
— gemessen an dem Mineralöl­
konsum des entsprechenden 
Jahres -  weltweit jeweils über 
30 Jahre; 1971 ergab sich dieses 
Verhältnis mit 35 Jahren).

□  Im Zusammenhang mit dem 
vorangehenden Punkt lohnt sich 
ein Blick auf die Zahlen, die als 
sonstige Reserven angegeben 
werden. Bei diesen Mengen 
handelt es sich einmal um die 
Ölvorkommen, deren Existenz 
aufgrund geologisch-theoreti­
scher Analysen vermutet wird, 
die jedoch noch nicht durch tat­
sächliche Explorationsarbeiten 
exakt bestimmt worden sind 
(wahrscheinliche Reserven, auf­
geteilt nach Off-shore- und On- 
shore-Reserven). Zum anderen 
sind es Reserven, die nicht in 
der üblichen flüssigen Form Vor­
kommen, sondern als Teersände 
oder Ölschiefer, deren Ausbeute

gegenwärtig noch nicht wirt­
schaftlich ist. In Tabelle 3 sind 
diese sonstigen Reserven zu­
sammengestellt. Es zeigt sich, 
daß hier von ernstzunehmenden 
Wissenschaftlern Zahlen vertre­
ten werden, die gegenüber den 
sicheren Mineralölreserven ein 
Vielfaches an Aufkommen er­
bringen könnten.

Rein quantitativ scheint somit 
der zukünftige Mineralölbedarf 
durch die bestätigten und sonsti­
gen Reserven weltweit aus­
reichend gedeckt zu sein. Vor­
aussetzung dafür ist allerdings, 
daß keine grundlegenden Stö­
rungen in den bisherigen Ver­
sorgungsströmen eintreten, d. h. 
daß die Ölförderländer nicht aus 
politischen oder anderen Über­
legungen notwendige mögliche 
Produktionserhöhungen verhin­
dern.

Regionale Untersdilede 
zwisdien Bedarf und Förderung

Hier stellen sich zusätzlich 
zwei Fragen. Einmal: Wie sind 
die Verhältnisse Reserven : För­
derung auf die verschiedenen 
Gebiete in der Welt verteilt? Und 
zum anderen: Welche Kosten­
steigerungen sind bei der in Zu­
kunft ständig wachsenden öiför-

Tabelie 1

Primärenergieverbrauch der Welt nach Energieträgern
(mit Bunker)

1950 1960 1970 1) 1980 1990 2000

— Mrd. t  SKE —
Feste Brennstoffe 1,57 2,20 2,40 2,8 3,2 3,4
IVlineralöl 2) 0,71 1,45 3,07 5,0 7,6 10,2
Erdgas 3) 0,27 0,62 1,40 2,1 2,9 3,6
Kernenergie <) • • 0,03 0,7 2,1 5,0
Sonstige 0,13 0,27 0,47 0,6 0,7 0,8

Insgesamt 2,68 4,54 7,37 11,2 16,5 23,0

— in »/o —
Feste Brennstoffe 58 48 33 25 19 15
Mineralöl 27 32 42 45 46 44
Erdgas 10 14 19 19 18 16
Kernenergie • • • 6 13 22
Sonstige 5 6 6 5 4 3

Insgesamt 100 100 100 100 100 100

1) Vorläufig. 2) Hy =  9400 l«cal/kg. 3) h „  =  9000 kcal/Nm3. ■*) 0,4 kg SKE/kWh.
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derung auch aus wirtschaftlich 
ungünstigen Vorkommen zu er­
warten?

Ein großer Teil der Weitölför- 
derung und ein noch größerer 
Teil der WeltÖlreserven liegen in 
Gebieten, die politisch als nicht 
stabil angesehen werden. Die 
daraus folgende Abhängigkeit 
der Ölverbraucherländer ist es 
denn auch, die angesichts des 
unaufhörlich steigenden Ölbe­
darfs sowie der politischen Ent­
wicklungen in den ölförderge- 
bieten zu Überlegungen und 
Maßnahmen für die Sicherung 
der Ölversorgung in den Ölver­
braucherländern geführt hat. Das 
gilt besonders für die USA, 
deren zukünftiger ölbedarf in 
steigendem Maße durch Importe 
gedeckt werden muß. In Tabelle
4 werden die  Voraussetzungen 
für diese konsequente Entwick­
lung aufgezeigt, die nicht nur die 
USA, sondern ebenso Westeu­
ropa und Japan betreffen. Die 
Tabelle zeigt die regionalen 
Unterschiede zwischen Ver­
brauch, Förderung und bestätig­
ten Reserven an Mineralöl.

Angesichts des hohen zukünf­
tigen Mineralölbedarfs der In­
dustrienationen werden die hei­
mischen Reserven nicht aus- 
reichen, um die Abhängigkeit 
von den Ölvorkommen der Län­
der im Nahen Osten und in 
Afrika zu vermeiden. Deshalb 
hat die Ölindustrie große und 
erfolgreiche Anstrengungen un­
ternommen, um die Versorgungs­
quellen weiter zu streuen.

□  So wurden vor der südaustra­
lischen Küste neue Erdöl- und 
Erdgasfelder entdeckt, die in 
wachsendem Maße zur Energie­
versorgung dieses Kontinents 
beitragen.

□  So wurde die ölsuche in den 
arktischen Gebieten Nordameri­
kas intensiviert, die erhebliche 
öl- und Gasfunde in Alaska, im 
Mckenzie-Delta und auf den 
kanadischen Arktisinseln er­
brachte.

□  So wurden im europäischen 
Off-shore-Gebiet -  hier beson­
ders in der Nordsee — bedeu­
tende Ölfunde gemacht, die da­
zu führen können, daß um 1980 
Westeuropa etwa 20 “/o seines 
Ölbedarfs aus heimischen Quel­
len decken kann gegenüber 
heute etwa 2 % .

□  So hat man im fernen Osten 
mit Schwerpunkt Golf von Siam 
die ölsuche aufgenommen in 
einem Gebiet großer ölhöffig- 
keit, das später vielleicht einmal 
die Ölversorgung Japans über­
nehmen könnte, wodurch im 
Nahen Osten wieder erhebliche 
Rohölmengen freigesetzt wür­
den.

Höhere Versorgungskosten

Eine Versorgung der Industrie­
nationen aus neuen anderen

Quellen als bisher und damit 
eine Verringerung der Abhängig­
keit von den afrikanischen und 
arabischen Ölländern wird je­
doch zwangsläufig zu höheren 
Versorgungskosten führen. Dies 
wird besonders deutlich bei 
einem Vergleich der durchschnitt­
lichen Produktionskosten im 
Nahen Osten und in Afrika mit 
denen anderer Fördergebiete. 
Beispielsweise haben die Ver­
einigten Staaten zehn- bis fünf­
zehnmal so hohe Produktions­
kosten wie Kuwait. In noch stär­
kerem Maße gelten diese Unter­
schiede im Bereich der Investi­
tionen zur Entwicklung neuer 
Vorkommen. Hier betragen die 
entsprechenden Aufwendungen 
beispielsweise in den USA aus 
geologischen Gründen fast das 
Zwanzigfache wie in Kuwait. Die 
Kosten in den neu erschlossenen

Tabelle 2

Kumulierter Energieverbrauch der Welt nach Energieträgern

Tabelle 3

Welt-Energiereserven (Stand: Anfang 1972)

Mineralöl
Mrd. t

Steinkohle 
Mrd. t

Braunkohle
Mrd. t

Erdgas
Mrd. m3

Sichere Reserven 85 456 2106 49 080
Wahrscheinliche

Reserven 5230
on-shore 260
Off-Shore 160

Verbesserung
des Entöiungsgrades 200

Sonstige Reserven 1028
(vor allem

China)
Oisände 70
Ölschiefer 450

I n s g e s a m t 1225 6 714

1971—1980 1981—1990 1991—2000 1 1971—2ÜÜ0

Feste Brennstoffe — Mrd. t  SKE — 26 30 33
i

89
Mineralöl — „ — 41 63 90 194
Erdgas -  .. - 18 25 33 76

Mineralöl — Mrd. t  — 30 46 65 141
Erdgas — B ill. Nm3 _ 13 19 25 57 :

Q u e 11 e : Jahrbuch für Bergbau, Energie, M ineralöl, Chemie 1971, eigene Berechnungen.
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Rohöl-Fördergebieten, z. B. in 
der Nordsee und in Alaska, sind 
ähnlicti oder sogar nocli fiöiier 
als in den Vereinigten Staaten. 
Andererseits ist hier festzuhal­
ten, daß sich durch die Politik 
der OPEC auch die Preise für 
Rohöl aus den OPEC-Ländern 
beträchtlich erhöhen werden.

In diesem Zusammenhang sei 
ein Hinweis auf die umfang­
reichen Ölschiefervorkommen in 
den Vereinigten Staaten westlich 
der Rocky Mountains gegeben. 
Eine kürzlich durchgeführte 
Kostenstudie für eine Entölungs­
anlage mit einer Jahreskapazität 
von 5 Mill. t unter Mitwirkung 
des US-Bureau of Mines hat er­
geben, daß bereits bei einem 10 
bis 15°/oigen Anstieg der Pro- 
duktenpreise für Mineralöl die 
Verwertbarkeit des Ölschiefers 
wirtschaftlich erfolgen könnte. 
Eine solche Möglichkeit würde 
die verfügbaren ölmengen be­
trächtlich erhöhen. Allerdings 
scheint hier eine vorsichtige Be­
urteilung angebracht. Es bleibt 
abzuwarten, ob die Ergebnisse 
der Kostenstudie und die Er­
kenntnisse aus kleinen Anlagen 
tatsächlich auch für den groß­
technischen Maßstab ihre Be­
deutung behalten.

Ausgewogene 
Energiepolitik erforderlich

Zusammenfassend kann man 
feststellen:

□  Langfristig kann die mengen­
mäßige Nachfrage nach Mineral­
öl gedeckt werden, wenn alle 
nachgewiesenen Vorkommen da­
zu herangezogen werden kön­
nen und wenn es gelingt, neue 
große Versorgungsquellen zu er­
schließen.

□  ln ausreichender Menge kann 
aber Mineralöl in der Zukunft 
nur zu höheren Preisen auf den 
Markt kommen.

□  Jeder einzelne Energieträger
-  Kohle, Erdöl, Erdgas oder 
Kernenergie -  ist zur Deckung 
des wachsenden Energiebedarfs 
der Welt notwendig.

□  Es bedarf einer ausgewoge­
nen Energiepolitik in den Ver­
braucherländern, die der Ener­
gieindustrie genügend Raum 
bietet, damit diese die auf sie 
zukommenden Aufgaben erfüllen 
kann.

□  Ebenso bedarf es einer aus­
gewogenen Umweltschutzpolitik, 
damit nicht durch übertriebene 
Verfahren und Auflagen eine un­
gewollte Beschränkung des 
Energieangebots verursacht wird.

Da der zukünftige Energie­
markt weltweit bei allen Energie­
trägern durch steigende Preise 
gekennzeichnet ist, kann bereits 
durch diesen Trend eine Verrin­
gerung im Wachstum des Ener­
gieverbrauchs ausgelöst werden, 
wenn man den Gesetzen des 
Marktes genügend Spielraum 
läßt. Denn möglicherweise kön­
nen allein höhere Energiepreise 
dämpfend auf die Nachfrage 
nach Energie wirken. Außerdem 
können höhere Energiepreise 
auch neue technologische Ent­
wicklungen auslösen, die das 
Wachstum des Energiebedarfs 
verlangsamen, wie z. B. bessere 
Wärmedämmung im Hausbau 
oder neue Methoden im Massen­
verkehr.

Doch unabhängig davon, wie 
sich Energiebedarf, Energiean­
gebot und Energiepreise in der 
Zukunft entwickeln werden, Maß­
nahmen zur Einsparung von 
Energie lohnen sich auf jeden 
Fall, denn wir haben nicht so 
viel Energie verfügbar, daß man 
sie „verschwenden“ kann, und 
Energie ist nicht nur eine Grund- 
voraussetzungfürwirtschaftliches 
Wachstum und technischen Fort­
schritt, sondern Energie ist auch 
ein ökonomisches Gut, und da­
mit sollte man haushälterisch 
umgehen.

Tabelle 4

Regionale Verteilung von Verbrauch,
Produktion und Reserven an Energieträgern der Welt 1970 in ®/o

M i n e r a l ö l S t e i n k o h l e E r d g a s
Verbrauch Produktion Reserven Produktion ')  Reserven Produktion ')  Reserven

Westeuropa 27 1 1 18 19 7 10
Nordamerika 35 26 8 31 25 64 24
Mittel- u.

Südamerika 7 11 4 1 1 4 4
Afrika u.

Naher Osten 4 42 68 3 9 1 28
Ferner Osten

u. Australien 13 3 . 2 11 5 1 3
UdSSR, China, 

Osteuropa t4 17 17 38 41 23 31

W e i t 100 100 100 100 100 100 100

1) Verbrauch und Produktion an Steinkohle und Erdgas weisen bei der vorgegebenen stark aggregierten regionalen Unterteilung nur 
unwesentliche Unterschiede auf.
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